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Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Abschnitt „öffentlicher Wohnungssektor für eine soziale Stadt“ S. 33/34 ist durch folgenden Text zu ersetzen:

Bezahlbare und angemessene Wohnungen 

Die Sicherung von bezahlbarem und angemessenem Wohnen für alle Bürger gehört zu den Kernaufgaben kommunaler Daseinsvorsorge. Kommunale Wohnungsbaugesellschaften sind zur Erfüllung dieser Aufgabe für die Berliner Linkspartei.PDS eine unverzichtbares Instrument.
Die Hauptaufgaben öffentlicher Wohnungsunternehmen sind, 

· für breite Bevölkerungsschichten angemessenen und bezahlbaren Wohnraum anzubieten und dabei insbesondere die Versorgung von Haushalten sicherzustellen, die aus unterschiedlichen Gründen auf dem „freien Wohnungsmarkt“ nur geringe Aussichten haben; 
· über ihre Wohnungsbestände steuernden Einfluss auf Mietpreise und Ausstattungsstandards auf dem Berliner Mietwohnungsmarkt auszuüben; 
· durch Vermietungspolitik sozialräumliche Entwicklungen integrierend zu beeinflussen, - sozialen, ethnischen oder auch demographischen Aufspaltungstendenzen in der Stadtgesellschaft entgegenzusteuern.

Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist ein Wohnungsbestand von rund 300.000 Mietwohnungen in der Stadt in einer bestimmten Ausstattungsstruktur und einer bestimmten sozialräumlichen Verteilung über das Stadtgebiet im kommunalen Besitz zu erhalten und zu entwickeln. 

Weitere Verkäufe von kommunalen Wohnungsbeständen oder Wohnungsbaugesellschaften zur Haushaltssanierung wird es mit der Linkspartei nicht geben. Die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften sind für die Linkspartei.PDS keine Quelle der Vermögensaktivierung: weder für die Erzielung einmaliger Verkaufserlöse, noch als laufende Einnahmequelle aus Unternehmensgewinnen. 
Der „Gewinn“, den das Gemeinwesen aus kommunalen Wohnungsbaugesellschaften zieht, ergibt sich aus der Förderung einer integrativen sozialräumlichen Entwicklung und der daraus resultierenden Vermeidung von Sozialausgaben. Der Verkauf von Wohnungsbeständen zum Zwecke der Haushaltsentlastung wäre auch haushaltspolitisch kurzsichtig. Denn er schafft zusätzliche Belastungen für zukünftige Haushalte. Den Verkauf von Wohnungsbeständen zur unmittelbaren Insolvenzabwehr ist für sich kein akzeptables Sanierungskonzept.

Nur eine wirtschaftlich stabile und effektive kommunale Wohnungswirtschaft kann ihre sozialen Aufgaben erfüllen. Unwirtschaftliche städtische Wohnungsbaugesellschaften, die zur Erfüllung ihrer Kernaufgaben die öffentlichen Haushalte auszehren, wirken unsozial. 

Die Neuordnung und Gesundung der städtischen Wohnungsunternehmen ist ein nicht eingelöstes politisches Vorhaben der rot-roten Regierungskoalition. Die Linkspartei.PDS wird sich noch entschiedener für Erfüllung dieser Aufgabe einsetzen und strebt dabei die Umsetzung folgende Ziele für die städtische Wohnungswirtschaft Berlins an: 
· Die wirtschaftliche Zielsetzung der städtischen Wohnungsbaugesellschaften ist wieder auf eine konsequent gemeinwirtschaftliche Orientierung umzustellen; primär profitorientierte Immobilienverwertungsstrategien und -projekte sind kurzfristig aufzugeben. 
· Die Verlagerungen von staatlicher und kommunaler Aufgaben zur Entlastung der öffentlichen Kassen auf die städtischen Wohnungsbaugesellschaften haben zukünftig ebenso zu unterbleiben wie deren Instrumentalisierung für stadtentwicklungspolitische Projekte der Landespolitik.

· Die Unternehmensstrategie ist auf das Kerngeschäft der Bewirtschaftung von Mietwohnungen zu konzentrieren. Die Bewirtschaftung und Entwicklung von Gewerbeimmobilien erfolgt nur im Kontext von Wohnungsbeständen.

· Erträge aus der Bestandsbewirtschaftung werden zur Instandsetzung und Sanierung der Wohnungsbestände eingesetzt. 
· Verkäufe von einzelnen Wohngebäuden zur Optimierung der Bewirtschaftung erfolgen vorzugsweise an gemeinnützige Erwerber oder an Mieter und Genossenschaften. Das Vorkaufsrecht der Mieter ist zu sichern und dessen Wahrnahme zu unterstützen. Ein Verkauf an Investmentgesellschaften ist auszuschließen.
· Im Verkaufsfall an Dritte werden weitgehende Mieterschutzrechte vereinbart und deren Einhaltung abgesichert.
· Für die sechs Berliner Wohnungsbaukonzerne wird eine abgestimmte und kooperative Geschäftsstrategie durchgesetzt. Es wird ein Unternehmensverbund geschaffen, in dem Finanzierungs- und Immobilienmarktaktivitäten einheitlich gesteuert und Unternehmensverwaltungsaufgaben kostensparend gemeinsam erledigt werden. Die Verwaltung der Wohnungsbestände erfolgt dezentral und mieternah.
· Transparenz der Geschäftspolitik und aller wirtschaftlichen Unternehmensdaten wird zu einem Unternehmensgrundsatz entwickelt. Die Einkünfte der Geschäftsführungen werden offen gelegt und erfolgsabhängig gestaltet. Der wirtschaftliche Erfolg des Unternehmens bemisst sich an der Erfüllung der sozialen und gemeinwirtschaftlichen Ziele. 

Die Linkspartei.PDS betrachtet Mietergenossenschaften als wesentlich tragendes Element für eine soziale Wohnungsversorgung. Ihre Entwicklung und Bildung soll wieder stärker gefördert werden. Sie sind bevorzugte Erwerber beim Verkauf städtischer Wohnungen. Das bedingt eine entsprechende Gestaltung des Kaufpreises, der den wirtschaftlichen Handlungsbedingungen von Genossenschaften gerecht wird. Zur Förderung der Bildung von Mietergenossenschaft ist die Anteilserwerbsförderung wieder einzuführen. Bei Fördermaßnahmen für die Bestandssanierung sind Genossenschaften zu berücksichtigen. 

Die unter einem sehr erheblichen Fördermitteleinsatz erreichten sozialen Ergebnisse der behutsamen Stadterneuerung in den Altbauquartieren in beiden Stadtteilen, insbesondere die gedämpfte Mietpreisentwicklung, sind nachhaltig sichern. Dazu sind gezielt und konkreten lokalen Bedingungen angepasst die ordnungsrechtlichen Instrumente des Baugesetzbuches zu nutzen, insbesondere das Instrument der Erhaltungssatzung (Sozialplanverfahren, Milieuschutz, Umwandlungsverordnung etc.).

Die Förderinstrumente der Programme „Stadtumbau Ost und Stadtumbau West“ sind primär für die soziale Stabilisierungen der Wohnquartiere in den Großsiedlungen beider Stadtteile zur Förderung einer sozialen, ethnischen und demographisch integrativen Struktur der Wohnbevölkerung einzusetzen. Die Verbesserung des öffentlichen Raums und der öffentlichen Infrastruktur bildet dabei den Schwerpunkt. Im Falle des Abrisses von Wohngebäuden sind die Interessen und Rechte der betroffenen Mieter in einem Sozialplanverfahren zu sichern.
Die Förderung besondere, städtebaulich oder wohnungspolitischer bedeutsamer Einzelvorhaben ist zu sichern und schrittweise auszubauen. Förderschwerpunkt sollten Projekte ethnisch integrativen und generationsübergreifenden Wohnens sein. 

Eine Nachsubventionierung der Fördernehmer der ausgelaufenen Wohnungsbauförderung ist ausgeschlossen. Die Mietersubventionierung für belegungsgebundene Wohnungen (WBS-Miete) ist zu erhalten und ggf. anzupassen.

Das Land hält an der regelmäßigen Erstellungen eines qualifizierten Berliner Mietspiegels fest. Auch der orientierende Betriebskostenspiegel wird fortgeführt. 
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